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Zur Studie „Polarisierung von Politik und Gesellschaft“  

Für die Studie „Polarisierung von Politik und Gesellschaft“ hat die Forschungs-

gruppe Wahlen Telefonfeld GmbH für das Bundespresseamt vom 21. Januar bis 

4. Februar 2019 in Deutschland insgesamt 2.029 zufällig ausgewählte Erwach-

sene mit deutscher Staatsbürgerschaft telefonisch befragt. Die Ergebnisse der 

Untersuchung sind repräsentativ für die wahlberechtigte Bevölkerung in Deutsch-

land. Wenn nicht explizit anders erwähnt, sind alle Ergebnisse in Prozent ange-

geben. Methodische Einzelheiten werden im Anhang erläutert.  

 

Die Studie ist inhaltlich in fünf Abschnitte gegliedert: Nach der Zusammenfassung 

wichtiger Ergebnisse werden im zweiten Kapitel Ansichten und Bewertungen der 

Deutschen zum politischen System, zum politischen Diskurs und zum Zustand 

der Gesellschaft dokumentiert. Kapitel drei zeigt Basiseinstellungen zu gesell-

schaftspolitisch aktuell diskutierten Themen wie Integration und Flüchtlinge, Bil-

dungschancen, soziale Gerechtigkeit, Kinderbetreuung, gleichgeschlechtliche 

Ehen und Globalisierung. Im vierten Teil geht es um Institutionen- und Elitenver-

trauen, um die Haltungen der Deutschen zu ausgewählten Aspekten der politi-

schen Partizipation und Repräsentation sowie um Einstellungen in Grundfragen 

der internationalen Politik. Kapitel fünf zeigt auf Basis von Faktorenanalysen drei 

zentrale Dimensionen von Polarisierung.     

      

Neben demographischen, sozialen, ökonomischen oder geographischen Fakto-

ren wurden auch generelle Parteisympathien ermittelt, die – losgelöst von spezi-

fischen Wahlabsichten oder aktuellen politischen Stimmungen – beim Thema 

„Polarisierung von Politik und Gesellschaft“ eine analytisch hochrelevante Variab-

le bilden. Darüber hinaus wurden auf Basis thematischer Einstellungen, ökono-

mischer Indikatoren und institutioneller Orientierungen drei spezifische Indizes 

erstellt, um die Intensität von Polarisierung in der Bevölkerung mit Blick auf die 

drei Dimensionen „gesellschaftspolitische Modernität“, „sozioökonomischer Sta-

tus“ und „Institutionenvertrauen“ übergeordnet analysieren zu können.  

 

Um Veränderungen oder Kontinuitäten in den Einstellungen der Bürgerinnen und 

Bürger dokumentieren zu können, werden dort, wo es möglich ist und sinnvoll 

erscheint, Ergebnisse aus methodisch vergleichbaren Studien aus früheren Jah-

ren ausgewiesen.   
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1. Zusammenfassung 

Zentrale Konfliktlinien liegen vor, wenn es unterschiedliche Meinungen zu einem 

Thema gibt. Politisch relevant sind sie insbesondere dann, wenn die Themen als 

besonders wichtig bewertet werden und sie auf grundsätzliche Einstellungsmus-

ter zurückgeführt werden können. Zu prüfen war deshalb, inwiefern unterschiedli-

che Einstellungen bei einer Reihe von politischen und gesellschaftlichen Einzel-

fragen auf grundlegendere Einstellungen und Sachverhalte zurückgeführt und 

damit auch erklärt werden können.   

 

In dieser Studie ließen sich im Wesentlichen drei Polarisierungsdimensionen iso-

lieren: Sozioökomischer Status, modernes Gesellschaftsbild und Institutionenver-

trauen. Neben den demografischen Dimensionen oder der Ost-West-

Zugehörigkeit können diese bei den festgestellten Einstellungsunterschieden bei 

einer Reihe von Einzelfragen zur Erklärung herangezogen werden. 

 

- Die Demokratie steht als Staatsform bei der ganz überwiegenden Mehrheit der 

Bevölkerung zwar nicht infrage, mit ihrem Funktionieren sind aber allen voran 

diejenigen Bürgerinnen und Bürger unzufrieden, deren sozioökonomisches Um-

feld negativ ist, die gesellschaftspolitisch nicht modern eingestellt sind und/oder 

die nur geringes Institutionen- und Elitenvertrauen haben.   

 

- Die Deutschen interessieren sich seit rund vier Jahren deutlich stärker für Politik 

als in den 1990er oder den 2000er Jahren; während die meisten das Ausmaß an 

Streitkultur in der Politik für gerade richtig halten, beklagt aber eine klare Mehr-

heit in politischen Debatten fehlende Toleranz für abweichende Meinungen. 

 

- Die Gesellschaft gilt in ähnlichem Ausmaß wie vor zehn oder zwanzig Jahren 

als problembelastet. Neben grundsätzlich schwachem, und im Zeitvergleich 

nochmals rückläufigem Zusammenhalt sehen die Bürger die stärksten Konflikt-

linien heute zwischen Arm und Reich sowie zwischen Ausländern und Deut-

schen. Bei dieser Einschätzung gibt es zwischen den sozialen und demographi-

schen Bevölkerungsgruppen vergleichsweise hohen Konsens.  

 

- Anders als bei der Frage, was man für die wichtigsten Probleme in Deutschland 

allgemein hält, gelten auf der persönlichen Betroffenheitsebene soziale Ge-

rechtigkeit und gleiche Bildungschancen noch häufiger als politisch wichtiges 

Thema als Flüchtlinge und Asyl.  

 

- Sehr wichtig ist den Befragten außerdem der Erhalt dessen, was Deutschland 

ausmacht. Die Einschätzung, ob das, was Deutschland ausmacht, allmählich 

verloren geht, führt zu heftiger Polarisierung in der Bevölkerung insgesamt und 
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variiert im Detail stark in Abhängigkeit von sozioökonomischem Umfeld, gesell-

schaftlicher Modernität, Institutionenvertrauen und politischen Präferenzen.   

 

- Mit dem sozioökonomischen Umfeld, der gesellschaftlichen Modernität und den 

politischen Präferenzen der Deutschen stehen und fallen auch die Einstelllungen 

zu Ausländern und Flüchtlingen: Bei schlechter Finanzlage, ökonomischen 

Abstiegssorgen, dem Gefühl persönlicher Benachteiligung oder fehlendem Opti-

mismus, bei thematisch restriktiven bzw. konservativen Einstellungen und/oder 

bei vorhandenen AfD-Sympathien sprechen besonders viele von „Überfrem-

dungsgefahr“ durch Ausländer und kritisieren die Unterstützung für Flüchtlinge.  

 

- Neben gewachsenen Defiziten bei der sozialen Gerechtigkeit beklagen die 

meisten Deutschen mangelnde Bildungsgerechtigkeit und Defizite bei der Kin-

derbetreuung – und an dieser Stelle jetzt auch diejenigen in einer sozioökono-

misch positiven Situation oder diejenigen mit hohem Institutionenvertrauen und 

mit viel gesellschaftspolitischer Modernität.  

 

- Positiv bewertet die klare Mehrheit der Deutschen die rechtliche Gleichstel-

lung gleichgeschlechtlicher Ehen. Allerdings polarisiert dieses Thema in den 

sozialen und demographischen Gruppen häufig stärker als die Themen Bildungs-

chancen oder Ganztagsbetreuung. 

 

- Polizei oder Gerichte genießen weitaus höheres Vertrauen als Parteien, Politi-

ker oder die Kirchen. Mit Ausnahme der Polizei polarisieren diese Institutionen im 

Detail heftig. Das Institutionenvertrauen wird maßgeblich mitbestimmt von so-

zioökonomischen Faktoren, der gesellschaftlichen Modernität und politischen 

Orientierungen. Effekte zeigen teilweise aber auch das Alter oder die Ost-West-

Dimension. Geschlecht oder formales Bildungsniveau sind hier weniger relevant.    

 

- Wenn die Bürger ihre Beteiligungschancen im politischen Prozess ausloten, 

ist Bildung ein zentraler Faktor: Je höher das formale Bildungsniveau, desto mehr 

Einfluss schreiben sie sich auf politisches Handeln zu. Relativ schwach werden 

diese Chancen im Osten oder unter ökonomisch Schwachen bewertet.    

 

- Für die EU wünschen sich noch mehr Deutsche als vor wenigen Jahren einen 

stärkeren Zusammenschluss der Mitgliedsstaaten. Bei internationalen Kon-

flikten verstärkt sich der Ruf nach mehr deutschem Engagement. Im Detail 

gehen aber auch hier die Meinungen weit auseinander. Einmal mehr sind es 

auch hier ein schwieriges sozioökonomisches Umfeld, gesellschaftspolitisch nicht 

moderne Einstellungen und/oder ein nur geringes Institutionenvertrauen, die zu 

besonders starken Abweichungen zur Gesamtheit führen.    
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41

56

39

58

eher unzufrieden eher zufrieden

2019 Ø seit 1991

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer

Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland

Interesse für Politik

alle

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

(sehr) stark

etwas

wenig/keines

Streit über Politik: Im persönlichen Umfeld …

(sehr) häufig

selten/nie

41

37

45

46

48

39

56

61

52

46

48

58

eher unzufrieden w.n. eher zufrieden

Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland

eigene Wirtschaftslage

alle

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

gut

teils-teils

schlecht

Arbeitslosigkeit: War/bin selbst … …

nie arbeitslos

länger arbeitsl.

41

32

52

70

36

60

56

64

44

30

60

38

eher unzufrieden w.n. eher zufrieden

Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland

2. Gesellschaft und politische Kultur 

2.1 Demokratie: Zufriedenheit und Staatsform 

56% der Deutschen sind 

mit der Demokratie zurzeit 

eher zufrieden, 41% sind 

eher unzufrieden. Damit 

bewegt sich die Zufrie-

denheit mit der Demo-

kratie bei dieser Be-

standsaufnahme zwar 

unter dem Durchschnitts-

niveau der letzten rund 

fünf Jahre, entspricht aber 

praktisch genau dem ku-

mulierten Mittel im vereinten Deutschland.   

 

Im Osten ist die Zufrieden-

heit mit der Demokratie 

traditionell deutlich schwä-

cher als im Westen der 

Republik (42% bzw. 59%); 

Relativ viel Unzufriedenheit 

gibt es speziell unter Män-

nern mittleren Alters sowie 

unter Befragten, in deren 

Umfeld häufig über Politik 

gestritten wird. Noch stär-

keren Einfluss als Alter, 

Bildung oder Politikinteres-

se haben die eigene finan-

zielle Lage und die persön-

lichen wirtschaftlichen Per-

spektiven. Eine Rolle spie-

len auch persönliche Erfah-

rungen mit Arbeitslosigkeit: 

Befragte, die selbst arbeits-

los sind oder dies seit 1990 

einmal für längere Zeit wa-

ren, sind weit überdurch-

schnittlich häufig unzufrie-

den mit der Demokratie.   
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ja, beste Staatsform nein, gibt bessere

2019 2008 2003

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; FGW Telefonfeld: Demokratie und Integration in Deutschland 11-12/2008; 

FGW Telefonfeld: Politische Partizipation in Deutschland 11/2003

Demokratie: Beste Staatsform für Deutschland?
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etwas: 32%

stark/sehr stark: 53%

kaum/gar nicht: 16%

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer

Obwohl zahlreiche 

Deutsche mit dem Funkti-

onieren der Demokratie 

unzufrieden sind, steht die 

Demokratie als Verfas-

sungsmodell nicht in Fra-

ge: 86% der Befragten 

(2008 und 2003: 77%) hal-

ten die Demokratie für die 

beste Staatsform für 

Deutschland, für 7% gibt 

es eine andere Staatsform, 

„die besser ist“, 7% können oder wollen dies nicht bewerten. Diese Einschätzung 

wird von ausnahmslos allen untersuchten sozialen, demographischen, politischen 

und ökonomischen Gruppen geteilt. Somit  unterscheidet sich diese grundsätzliche 

Bewertung der Demokratie als Staatsform deutlich von der aktuellen Zufriedenheit 

mit der Demokratie, bei der es – geprägt auch durch das politische Tagesgeschäft 

– deutlich mehr Polarisierung und im Zeitverlauf stärkere Schwankungen gibt.  

 

2.2 Politischer Diskurs: Politikinteresse, Streitkultur und Toleranz 

Das Interesse an Politik 

bewegt sich seit rund vier 

Jahren auf überdurch-

schnittlichem Niveau: 53% 

der Wahlberechtigten ha-

ben nach eigenen Anga-

ben ein (sehr) starkes In-

teresse für Politik. Im 

Detail sind dies deutlich 

mehr Männer als Frauen 

(62% bzw. 43%), wobei 

hier wie dort das Interesse 

mit steigendem Alter wächst. Zudem wächst dieses signifikant mit dem formalen 

Bildungsniveau. Ost-West-Differenzen gibt es praktisch keine. Konträr zu den 

meisten anderen Einstellungen, Bewertungen und Haltungen der Deutschen bei 

dieser Studie „Polarisierung von Politik und Gesellschaft“ gibt es beim Interesse 

für Politik hinsichtlich des sozioökonomischen Status der Befragten nur schwa-

che Unterschiede (Details zur Indizierung von sozioökonomischem Status, ge-

sellschaftlicher Modernität und Institutionenvertrauen vgl. Kap. 5).  
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47

15

33

53

16

27

65

11

21

zu viel gerade richtig zu wenig

2019 2010 1993

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; ipos: Führung, Verantwortung, Vertrauen 10/2010;

Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 10/1993

Streit in der Politik in wichtigen Fragen 

alle

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Hauptschule

Mittlere Reife

Abitur

Hochschule

formales Bildungsniveau

Streitkultur in der Politik: „In der Politik 

wird bei uns in wichtigen Fragen gestritten…“

47

57

50

43

31

15

14

12

14

21

33

25

34

39

42

zu viel gerade richtig zu wenig

3

18

47

26

5

sehr häufig häufig nicht so häufig nie keine pol.
Gespräche

Streit bei politischen Themen: 

„Bei Gesprächen im persönlichen Umfeld …“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Nach Ansicht von 47% der 

Befragten wird bei uns in 

wichtigen politischen Fra-

gen „zu viel“ gestritten, 

15% bezeichnen das 

Ausmaß in der politi-

schen Streitkultur als 

„gerade richtig“ und – mit 

zunehmender Tendenz –  

finden 33%, dass in der 

Politik „zu wenig“ gestritten 

wird. Während zwischen 

Ost und West fast keine 

und zwischen Rentnern 

und Berufstätigen nur ge-

ringe Meinungsverschie-

denheiten existieren, gibt 

es sehr deutliche bil-

dungsspezifische Differen-

zen. Unter Befragten mit 

politischer Nähe zur Union 

gibt es für eine klare 

Mehrheit „zu viel“ Streit. Im 

AfD- und FDP-Lager sagt 

eine knappe Mehrheit „zu viel“. Unter SPD-nahen Befragten gibt es keine vorherr-

schende Meinung. Linke- und Grüne-nahe Befragte kritisieren dagegen mehrheit-

lich, dass wichtige politische Debatten nicht kontrovers genug geführt werden.  

 

In ihrem persönlichen 

Umfeld, so zusammenge-

nommen 22% der Befrag-

ten, kommt es bei Ge-

sprächen über politische 

Themen sehr häufig (3%) 

oder häufig (18%) zu 

Streit, zusammengenom-

men 73% sagen „nicht so 

häufig“ (47%) oder „nie“ 

(26%) und 5% bemerken, 

dass sie grundsätzlich 

nicht über Politik sprechen.   
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10

6

13

34

8

10

6

19

24

18

15

22

15

15

62

63

63

45

59

69

73

zu viel gerade richtig zu wenig

Parteinähe

alle

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

Toleranz bei politischen Themen: 

„Verständnis für andere politische Meinungen …“ 

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

alle

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

Frauen

Männer

3

9

18

27

16

9

34

22

12

47

49

51

40

43

46

50

26

18

24

38

8

26

34

5

11

5

sehr häufig häufig nicht so häufig nie keine pol. Gespräche

Streit bei politischen Themen: 

„Bei Gesprächen im persönlichen Umfeld …“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Die politische Streitkultur 

im persönlichen Umfeld ist 

zunächst eine Frage von 

Alter und/oder Geschlecht. 

Die deutlichsten Gegens-

ätze lassen sich hierbei 

zwischen jungen Männern 

und älteren Frauen identi-

fizieren. Bei SPD-, AfD- 

und Linke-nahen Befragten 

kommt Streit bei politi-

schen Themen etwas häu-

figer vor als bei Unions- oder Grünen-nahen Befragten. Unter Befragten, die mit 

der Demokratie unzufrieden sind und/oder die nur ein schwaches Vertrauen in 

politische Institutionen haben, wird nur unwesentlich häufiger gestritten als in der 

Gesamtheit. Zwischen Ost und West oder mit Blick auf den sozioökonomischen 

Status der Befragten gibt es in puncto Streitkultur bei politischen Themen eben-

falls keine auffälligen Abweichungen. 

 

Ganz allgemein – und oh-

ne Ost-West-Unterschiede 

– vermissen die Deutschen 

in politischen Debatten 

Toleranz: Nach Ansicht 

von 62% aller Wahlberech-

tigten sowie Mehrheiten in 

praktisch allen sozialen 

und demographischen 

Gruppen  haben die meis-

ten Menschen „zu wenig 

Verständnis“ für andere 

politische Meinungen. 10% sagen „zu viel“ und 19% halten das Maß an Ver-

ständnis in politischen Auseinandersetzungen für „gerade richtig“ (weiß nicht: 

8%). Deutliche Abweichungen zur Gesamtheit gibt es bei dieser Bewertung unter 

Befragten mit politischer Nähe zur AfD.  
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alle 6

8

6

60

68

58

30

21
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3

keiner wenig viel sehr viel

Ist-Zustand gesellschaftlicher Zusammenhalt

„Zusammenhalt in unserer Gesellschaft …“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019
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6
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Zustand unserer Gesellschaft 

„im Großen und Ganzen 

ist alles in Ordnung“

„es gibt eine Reihe von 

größeren Problemen“

„die Gesellschaft befindet  

sich in schwerer Krise“

„wir bewegen uns auf 

eine Katastrophe zu“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 02/1999
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Zustand unserer Gesellschaft 
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„es gibt eine Reihe von 

größeren Problemen“

„die Gesellschaft befindet  

sich in schwerer Krise“

„wir bewegen uns auf 

eine Katastrophe zu“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 02/1999

sozioökonomischer Status:

2.3 Gesellschaft: Zustand und Zusammenhalt 

Tendenziell wie seit Be-

ginn der 1990er Jahre wird 

der Zustand unserer Ge-

sellschaft mehrheitlich als 

problembelastet wahrge-

nommen. Konkret ist zur-

zeit für 10% aller Befrag-

ten gesellschaftlich „alles 

in Ordnung“, 63% sehen 

eine „Reihe von größeren 

Problemen“, für 17% be-

findet sich unsere Gesell-

schaft zurzeit „in einer 

schweren Krise“ und 8% 

befürchten, dass wir uns 

„auf eine Katastrophe“ 

zubewegen. Im Detail se-

hen Frauen die Lage et-

was skeptischer als Män-

ner. Befragte im Osten 

sind etwas skeptischer als 

Befragte im Westen. Die 

Begriffe „schwere Krise“ 

oder „Katastrophe“ wählen 

deutlich mehr Menschen mit formal niedrigem Bildungsniveau als diejenigen mit 

einem Hochschulabschluss. Besonders pessimistisch sind die Befragten mit ne-

gativem sozioökonomischen Status sowie Befragte mit Nähe zur AfD: In der 

letztgenannten Gruppe sprechen 36% von „schwerer Krise“ und für 38% aus dem 

AfD-Lager bewegen wir uns „auf eine Katastrophe“ zu. 

 

Nach Ansicht von 33% 

aller Befragten gibt es in 

unserer Gesellschaft viel 

(30%) oder sehr viel (3%) 

Zusammenhalt, für ins-

gesamt 66% der Deut-

schen ist der gesellschaft-

liche Konnex weniger 

(60%) oder gar nicht (6%) 

ausgeprägt.   
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Ist-Zustand gesellschaftlicher Zusammenhalt

„Zusammenhalt in unserer Gesellschaft …“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019
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formales Bildungsniveau
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keiner wenig viel sehr viel

Ist-Zustand gesellschaftlicher Zusammenhalt

„Zusammenhalt in unserer Gesellschaft …“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

Parteinähe

4

18

76

8

26

64

eher zugenommen unverändert eher abgenommen

2019 2009

Veränderung gesellschaftlicher Zusammenhalt

„Zusammenhalt hat in den letzten Jahren …“

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; ipos: Deutschland im Wahl- und Krisenjahr 09/09 

Zwischen Männern und 

Frauen gibt es bei dieser 

Einschätzung nur geringe, 

und zwischen Rentnern 

und Berufstätigen prak-

tisch keine Unterschiede. 

Dass es in unserer Ge-

sellschaft nur wenig bzw. 

keinen Zusammenhalt gibt, 

meinen mehr Befragte im 

Osten als im Westen sowie 

mehr Befragte mit formal 

niedrigem Bildungsniveau 

als Befragte mit höheren 

Schulabschlüssen. Über-

proportional häufig von 

mangelndem Zusammen-

halt sprechen zudem Be-

fragte mit einem sozioöko-

nomisch negativen Status 

sowie Befragte mit politi-

scher Nähe zur Linken 

bzw. zur AfD.       

  

Hohen Konsens in den 

verschiedenen Bevölke-

rungsgruppen gibt es mit 

Blick auf die Entwicklung 

von gesellschaftlicher Soli-

darität: Bei viel Einigkeit 

zwischen Männern und 

Frauen, Ost und West  

oder jüngeren und älteren 

Menschen  bemerken 76% 

aller Deutschen, dass der 

Zusammenhalt in der 

Gesellschaft in den letzten Jahren eher abgenommen hat – nochmals sichtbar 

mehr Befragte als vor rund zehn Jahren. 4% der Befragten konstatieren eine Zu-

nahme im gesellschaftlichen Gemeinsinn und für 18% hat sich diesbezüglich in 

den letzten Jahren nicht viel geändert.      
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25

30

49

53

62

64

10

9

12

45

47

33

27

23

18

22

17

7

weniger starkkeine Konflikte stark sehr starke Konflikte

(sehr) starke Konfliktewenig/keine Konflikte

30

76 20

66

26

64

63

71

Arm/Reich

Ausländer/Deutsche

Arbeitgeber/-nehmer

Ost-/Westdeutsche

Jung/Alt

Frauen/Männer

39

31

53

33

Gesellschaftliche Konfliktlinien

Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer Februar II 2018, KW 08; Summenabweichung rundungsbedingt

Arm/Reich

Ausländer/Deutsche

Arbeitgeber/-nehmer

Ost-/Westdeutsche

Jung/Alt

Frauen/Männer

Gesellschaftliche Konfliktlinien

„(Sehr) starke Konflikte zwischen …“

73

69

45

37

26

18

65

63

38

30

27

21

Ost
West

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

2.4 Bevölkerung: Gesellschaftliche Konfliktlinien 

Bei der Einordnung ver-

schiedener gesellschaft-

licher Konfliktlinien se-

hen die Deutschen zwi-

schen Arm und Reich die 

größten Gegensätze: Zwei 

Drittel der Wahlberechtig-

ten sprechen hier von 

starken oder sehr starken 

Konflikten. Ebenfalls als 

konfliktbeladen wird das 

Miteinander von Auslän-

dern und Deutschen bewertet. Als überwiegend unproblematisch gilt das Ver-

hältnis von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Weniger große Konflikte sehen die 

Bundesbürger zwischen den Ost- und Westdeutschen sowie zwischen jungen 

und alten Menschen in unserem Land. Das geringste Konfliktpotenzial identifizie-

ren die Deutschen schließlich zwischen Männern und Frauen, wobei dann im 

Detail – wie bei den anderen eher konfliktarmen Bereichen – hier nur wenige von 

einem wirklich völlig spannungsfreien Verhältnis sprechen.      

  

Was das Verhältnis zwi-

schen Arm und Reich be-

trifft, sind sich alle sozia-

len, demographischen und 

politischen Gruppen weit-

gehend einig, dass es 

starke Konflikte gibt. Im 

Detail sagen auch 64% 

der Befragten, denen es 

finanziell gut geht, und 

65% derjenigen mit grund-

sätzlich positivem sozio-

ökonomischen Status, dass es zwischen Arm und Reich (sehr) große Gegensät-

ze gibt. Stärker ambivalent wird das Konfliktpotenzial zwischen Ausländern und 

Deutschen wahrgenommen: Unter anderem die unter 60-Jährigen mit niedrigeren 

Bildungsabschlüssen, Befragte mit negativem sozioökonomischen Status, Be-

fragte mit wenig gesellschaftlicher Modernität oder Befragte mit politischer Nähe 

zu AfD sehen hier überproportional häufig Gegensätze.    
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Institutionenvertrauen

positiv

teils-teils

negativ

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

37

66

79

43

64

88

6

6

7

57

29

19

53

29

11

ja w.n. nein

Geht das, was Deutschland ausmacht, 

allmählich verloren?

alle

18-29 Jahre

30-39 Jahre

40-49 Jahre

50-59 Jahre

60-69 Jahre

ab 70 Jahre

Alter

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

55

39

54

66

67

57

46

5

5

7

5

5

40

56

39

33

28

40

49

ja w.n. nein

Geht das, was Deutschland ausmacht, 

allmählich verloren?

2.5 Charakter Deutschlands  

Zu besonders starker Pola-

risierung führt – insgesamt 

wie auch zwischen einzel-

nen Bevölkerungsgruppen 

– die Frage, ob das, was 

Deutschland ausmacht, 

allmählich verloren geht: 

55% aller Befragten glau-

ben das, 40% glauben das 

nicht. Dass das, was 

Deutschland ausmacht, 

allmählich verloren geht, 

meinen deutlich mehr Befragte mit niedrigeren als mit höheren Schulabschlüs-

sen. Außerdem meinen das überproportional viele Bürgerinnen und Bürger aus 

den mittleren Altersgruppen. 63% im Osten und 54% im Westen finden, dass 

das, was Deutschland ausmacht, allmählich verloren geht. Unter AfD-nahen Be-

fragten meinen das sogar 94%.   

 

Hochrelevant sind bei die-

ser Einschätzung sozio-

ökonomische Faktoren 

sowie das Institutionenver-

trauen. Dass das, was 

Deutschland ausmacht, 

allmählich verloren geht, 

sagen besonders viele, die 

bei den ökonomischen 

Indikatoren persönliche 

Wirtschaftslage und per-

sönliche Wirtschaftsaus-

sichten, Zukunftsoptimismus und Gerechtigkeitsempfinden überwiegend pessi-

mistisch sind. Sowie diejenigen, die mit der Besetzung von Führungspositionen 

oder allgemein mit Politikern, Parteien und der Demokratie unzufrieden sind.   
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26

60

8

eher weniger gerade richtig eher mehr

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Gerechtigkeitsempfinden: „Habe in meinem  

Leben was mir gerechterweise zusteht …“

Parteinähe

alle

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Gerechtigkeitsempfinden: „Habe in meinem  

Leben was mir gerechterweise zusteht …“

26

21

27

52

23

33

20

60

65

61

45

58

51

60

8

8

7

1

12

6

13

eher weniger gerade richtig eher mehr

2.6 Gerechtigkeitsempfinden  

Gut ein Viertel der Deut-

schen fühlt sich im Leben 

ganz allgemein benachtei-

ligt: Nach eigenem Dafür-

halten haben 26% aller 

Befragten „in ihrem ge-

genwärtigen Leben eher 

weniger, als mir gerech-

terweise zusteht“. 8% sa-

gen hier „eher mehr“ und 

eine klare Mehrheit von 

60% der Deutschen meint, 

dass sie „ungefähr das hat, was mir gerechterweise zusteht“. Weitere 6% der 

Befragten wollen oder können auf diese Frage nicht antworten. 

 

Ähnlich wie beim Zu-

kunftsoptimismus korres-

pondiert das Gerechtig-

keitsempfinden stark mit 

der ökonomischen Situati-

on: 70% der Befragten, 

denen es wirtschaftlich 

schlecht geht, fühlen sich 

ganz allgemein benachtei-

ligt.  Dass sie im Leben 

eher benachteiligt sind, 

bemerken außerdem weit 

überdurchschnittlich viele Befragte mit AfD-Nähe. Auch diejenigen mit geringem 

Institutionenvertrauen oder Bürgerinnen und Bürger, die bei polarisierenden 

Themen eher restriktiv orientiert sind, fühlen sich besonders häufig benachteiligt.     
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Umwelt/Klima/Energiewende

Ausländer/Flüchtlinge/Asyl

Soziales Gefälle/Gerechtigkeit

Rente/Alterssicherung

Bildung/Schule

Agenda: Wichtigste Probleme in Deutschland

32

16

14

12

9

48

5

12

10

8

aktuell

Ø seit 2014

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer

3. Thematische Polarisierung 

3.1 Probleme in Deutschland und politisch wichtige Themen 

Wenn die Bundesbürger 

vorgabenfrei nach den 

wichtigsten Problemen 

in Deutschland gefragt 

werden, entfallen – bei 

zwei möglichen Nennun-

gen – 32% aller Antworten 

auf den Bereich Flüchtlin-

ge, Asyl, Ausländer und 

Integration. Damit bleibt 

dieser Themenblock zwar 

auch Anfang 2019 vorherr-

schend, besitzt aber weit weniger Relevanz als im Schnitt der letzten fünf Jahre: 

Während der Hochphase der Flüchtlingsdebatte im dritten und vierten Quartal 

des Jahres 2015 regelmäßig bei mehr als 80%, erzielte der Bereich Flüchtlinge, 

Asyl, Ausländer und Integration seit 2014 durchschnittlich 48%.  

 

Bemerkenswert ist bei der Problemagenda der meist hohe Konsens in den Be-

völkerungsgruppen: Beim Top-Thema Flüchtlinge, Asyl, Ausländer und Integrati-

on gibt es zwischen den Geschlechtern, zwischen den Altersgruppen oder zwi-

schen Ost und West nur geringe Unterschiede.  

 

Relevant bei der Wahrnehmung von Problemen sind eher gesellschaftspolitische 

Grundhaltungen sowie persönliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen: Für Be-

fragte, die bei konkreten Fragen zu Integration, Gleichstellung und Globalisierung 

bzw. zum Wandel unseres Landes eher restriktive Positionen besetzen sowie für 

diejenigen mit sozioökonomisch negativem Status, ist überproportional häufig der 

Bereich Flüchtlinge, Asyl, Ausländer und Integration das größte Problem. Erwar-

tungsgemäß bezeichnen auch weit überdurchschnittlich viele AfD-nahe Befragte 

den Bereich Flüchtlinge, Asyl, Ausländer und Integration als größtes Problem. 

Für besonders viele Grüne-nahe Befragte liegen die größten Herausforderungen 

im Bereich Umwelt und Energiewende.     
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6

8

15

17

20

39

9

5

22

45

44

51

52

45

56

29

50

48

38

28

29

15

9

weniger wichtigkein wichtiges Thema wichtig sehr wichtig

wichtignicht wichtig

4

61 38

96

92

19

26

88

80

10

7

Persönliche Ebene:

Politisch wichtige Themen

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Summenabweichnug rundungbedingt

Soziale Gerechtigkeit

gleiche Bildungschancen

Erhalt deutscher Charakt.

Flüchtlinge/Asyl

Ganztagsbetreuung Kitas

Globalisierung

Gleichstellung Ehen

25 70

73

gesell. Modernität

modern

teils-teils

nicht modern

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

21

28

45

23

32

42

Persönlich „sehr wichtiges“ politisches Thema:

Flüchtlinge und Asyl

Das nach Meinung der 

Deutschen für unser Land 

größte Problem, Flüchtlin-

ge und Asyl, besitzt für die 

Befragten auch individuell 

viel Relevanz. Allerdings 

gibt es dann auf der per-

sönlichen Ebene gleich 

mehrere weitere wichtige 

politische Themen, de-

nen die Bürgerinnen und 

Bürger nachhaltige Bedeu-

tung zumessen. Nochmals mehr Gewicht als persönlich wichtiges politisches 

Thema haben demnach die Bereiche Soziale Gerechtigkeit und gleiche Bil-

dungschancen sowie dass das, „was Deutschland ausmacht“, erhalten bleibt. 

Etwas weniger Gewicht haben dann die Themen Ganztagsbetreuung für Kinder 

und Globalisierung. Für die Gesamtheit als politisches Thema eher irrelevant ist 

schließlich die rechtliche Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Ehen. Hierbei 

werden die erheblichen Einstellungsunterschiede wie auch bei den anderen ab-

gefragten Themenbereichen meist erst durch eine weitergehende Differenzierung 

nach „sehr wichtig“, „wichtig“, „weniger wichtig“ und „nicht wichtig“ sichtbar.  

 

Was die persönliche Wich-

tigkeit als politisches The-

ma betrifft, gibt es vor al-

lem beim Thema Flücht-

linge und Asyl große Un-

terschiede. Insgesamt ist 

dieser Bereich für 28% 

aller Befragten ein „sehr 

wichtiges“ politisches 

Thema. Während sich nur 

geringe Abweichungen 

zwischen Ost und West 

oder zwischen Männern und Frauen ausmachen lassen, spielen politische Präfe-

renzen, sozioökonomischer Status und gesellschaftspolitische Grundhaltungen 

eine große Rolle: Neben AfD-nahen Befragten bezeichnen Flüchtlinge und Asyl 

zum einen besonders viele Befragte als politisch wichtiges Thema, die bei den 

Indikatoren persönliche Wirtschaftslage, Zukunftsoptimismus und Gerechtigkeits-

empfinden pessimistisch sind. Und zum anderen diejenigen, die bei verschiede-

nen aktuell diskutierten Themen eher restriktive Positionen vertreten.    
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53

3740

5254

35

kulturelle Bereicherung Gefahr von Überfremdung

2019 2010 2001

Ausländer in Deutschland: Eher kulturelle 

Bereicherung oder Gefahr von Überfremdung? 

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 09b/2010; Politbarometer 06/2001

53

49

61

3

57

72

81

10

16

5

6

7

5

6

37

35

35

92

36

23

13

kulturelle Bereicherung w.n. Gefahr von Überfremdung

Ausländer in Deutschland: Eher kulturelle 

Bereicherung oder Gefahr von Überfremdung? 

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

alle

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

Parteinähe

53

39

48

74

70

10

13

8

11

9

37

48

44

15

21

kulturelle Bereicherung w.n. Gefahr von Überfremdung

formales Bildungsniveau

alle

Hauptschule

Mittlere Reife

Abitur

Hochschule

Ausländer in Deutschland: Eher kulturelle 

Bereicherung oder Gefahr von Überfremdung? 

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

3.2 Ausländer, Flüchtlinge und Asylsuchende 

Zurzeit sehen 37% der 

Deutschen in den hierzu-

lande lebenden Auslän-

dern „eher die Gefahr ei-

ner Überfremdung“, 53% 

hingegen „eher eine kultu-

relle Bereicherung“, 10% 

legen sich nicht fest. Ein 

längerfristiger Trend lässt 

sich hierbei aber nicht 

ausmachen: Bei diesem 

Thema gab es im verein-

ten Deutschland – immer auch im Kontext von Tagesgeschehen und Ereignissen 

– schon häufiger unterschiedliche Mehrheiten.  

 

Erhebliche Effekte zeigen 

zunächst politische Präfe-

renzen: Im AfD-Lager 

sprechen gut neun von 

zehn Befragten von „Über-

fremdungsgefahr“. Im Lin-

ke- und  Grünen-Lager 

sagen rund drei Viertel 

„kulturelle Bereicherung“. 

Zudem fallen die Einstel-

lungsunterschiede auch in 

den demographischen 

Gruppen stark ins Gewicht: 

Überproportional viele jün-

gere Menschen stellen die 

kulturelle Bereicherung in 

den Vordergrund, darunter 

allen voran jüngere Frau-

en. Des Weiteren gibt es 

ein klares Bildungsgefälle 

sowie Differenzen in Ab-

hängigkeit von der Orts-

größe oder vom Wohnort. 

Für 34% im Westen, aber 

für 48% im Osten überwiegt die „Überfremdungsgefahr“.  
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31

46

18
24

49

21

zu viel gerade richtig zu wenig

2019 2015

Für Flüchtlinge und Asylsuchende wird in 

Deutschland getan …

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 09b/2015

Institutionenvertrauen

positiv

teils-teils

negativ

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

gesell. Modernität

modern

teils-teils

nicht modern

69

47

32

82

48

12

12

6

10

7

13

6

19

47

59

11

40

81

kulturelle Bereicherung w.n. Gefahr von Überfremdung

Ausländer in Deutschland: Eher kulturelle 

Bereicherung oder Gefahr von Überfremdung? 

Neben strukturellen oder 

geographischen Faktoren 

lassen sich besonders 

markante Einstellungsun-

terschiede auch entlang 

ökonomischer Indikatoren 

identifizieren: Insbesonde-

re Bürgerinnen und Bürger 

in einer privatwirtschaftlich 

angespannten Situation, 

diejenigen, die perspekti-

visch eine Verschlechte-

rung ihrer eigenen finanziellen Lage erwarten sowie diejenigen, die auch ganz 

allgemein eher pessimistisch in die Zukunft blicken, sehen in den bei uns leben-

den Ausländern „eher die Gefahr einer Überfremdung“. Schließlich zeigen auch 

die indizierten Variablen Institutionenvertrauen und gesellschaftliche Modernität 

eindeutige Ergebnisse: Unter den – ganz allgemein – mit Parteien, Politikern, 

Führungskräften und/oder mit der Demokratie unzufriedenen Deutschen spre-

chen fast drei von fünf von „Überfremdungsgefahr“; unter gesellschaftspolitisch 

nicht modern orientierten Befragten sind dies sogar fast vier von fünf.      

 

Mehrheitlich zustimmend, 

und nur marginal reser-

vierter als während der 

Hochphase des Flücht-

lingszuzuges im Sommer 

2015, bewerten die Deut-

schen ganz allgemein die 

Unterstützungs- und Hilfe-

leistungen für die Schutz-

suchenden: Dass bei uns 

in Deutschland für Flücht-

linge und Asylbewerber 

„zu viel“ getan werde, meinen 31% aller Befragten, für 18% wird „zu wenig“ 

getan. Eine relative Mehrheit von 46% bezeichnet die entsprechenden Anstren-

gungen als „gerade richtig“, wobei dieses Thema im Detail zu starker Polarisie-

rung führt.  

 

Dass für Flüchtlinge und Asylbewerber bei uns „zu viel“ getan wird, bemerken 

29% mit politischer Nähe zur CDU/CSU, 25% mit SPD-, 86% mit AfD-, 35% mit 

FDP-, 14% mit Linke- und 10% mit Grünen-Nähe. „Zu viel“ sagen 29% der Be-
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Institutionenvertrauen

positiv

teils-teils

negativ

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

Für Flüchtlinge und Asylsuchende wird in 

Deutschland getan …

15

39

51

22

37

59

59

39

29

56

38

19

20

17

15

18

19

11

zu viel gerade richtig zu wenig

12

82

5

eher Nachteile keine großen
Auswirkungen

eher Vorteile

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Wegen der Flüchtlinge und Asylsuchenden in 

habe ich persönlich …

fragten im Westen und 39% im Osten, außerdem 23% der Befragten mit (sehr) 

starkem Politikinteresse, aber 44% derjenigen mit wenig bis keinem Interesse an 

Politik. Während Konfession, Gewerkschaftsbindung oder Berufstätigkeit eher 

schwach zum Tragen kommen, gibt es erneut starke Bildungseffekte: Dass „zu 

viel“ getan werde, sagen weitaus mehr Befragte mit formal niedrigem Bildungsni-

veau als diejenigen mit höheren Schulabschlüssen.   

 

Eine Rolle spielen bei die-

ser Frage auch das Institu-

tionenvertrauen, die ge-

sellschaftliche Modernität 

sowie der sozioökonomi-

sche Status der Befragten: 

Dort, wo Demokratie, Par-

teien und (politische) Eliten 

kritisch gesehen werden 

sowie in den von sozio-

ökonomischer Deprivation 

betroffenen Bevölke-

rungsteilen reklamieren weit überproportional viele Bürgerinnen und Bürger, dass 

für Flüchtlinge und Asylbewerber bei uns in Deutschland zu viel getan wird.       

 

Trotz dauerhafter Präsenz 

auf der Problemagenda 

und viel individueller Rele-

vanz als politisches Thema 

(vgl. Kap. 2.1) haben 

Flüchtlinge und Asylsu-

chenden für den Alltag der 

deutschen Bevölkerung 

relativ selten spürbare 

Konsequenzen: Dass sie 

wegen Flüchtlinge und 

Asylsuchenden „eher Vor-

teile“ haben, sagen 5% aller Befragten und 12% beklagen „eher Nachteile“. Mit 

82% bemerken aber die allermeisten, dass sie wegen der Flüchtlinge und 

Asylsuchenden auf persönlicher Ebene „keine großen Auswirkungen“ spü-

ren – neben dem Gros in allen demographischen Gruppen auch sehr klare Mehr-

heiten derjenigen Befragten, die in den bei uns lebenden Ausländern eine Über-

fremdungsgefahr sehen, die Unterstützungs- und Hilfeleistungen für Flüchtlinge 

als zu weitreichend kritisieren oder denen es selbst finanziell nicht gut geht.      
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63

32

54

41

sozial ungerecht sozial gerecht

2019 2000

Geht es in unserer Gesellschaft eher 

sozial gerecht oder sozial ungerecht zu?

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; ipos: Deutschland im Wandel 11/2000 

63

56

71

87

6

6

5

32

38

24

10

sozial ungerecht w.n. sozial gerecht

eigene Wirtschaftslage

alle

gut

teils-teils

schlecht

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Geht es in unserer Gesellschaft eher 

sozial gerecht oder sozial ungerecht zu?

63

71

61

6

4

6

32

25

33

sozial ungerecht w.n. sozial gerecht

alle

Ost

West

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Geht es in unserer Gesellschaft eher 

sozial gerecht oder sozial ungerecht zu?

3.3 Soziale Gerechtigkeit und Bildungschancen  

Sichtbar mehr Deutsche 

als vor knapp zwei Jahr-

zehnten sehen in unserem 

Land ein soziales Gerech-

tigkeitsdefizit: Nach An-

sicht von 32% aller Befrag-

ten geht es in unserer 

Gesellschaft eher sozial 

gerecht zu, für 63% ist 

das Gegenteil der Fall. Im 

Detail empfinden dabei mit 

71% noch mehr Befragte 

im Osten eine entsprechende Schieflage als im Westen der Republik mit 61%. 

Überproportional viele Befragte sind dies zudem in der Altersgruppe der 50- bis 

69-Jährigen sowie unter Befragten mit formal niedrigem Bildungsniveau.  

 

Erhebliche Einstellungsun-

terschiede gibt es zwi-

schen den einzelnen Par-

teianhängergruppen: Dass 

es in unserer Gesellschaft 

sozial gerecht zugeht, 

meint rund die Hälfte der 

unionsnahen Befragten, 

aber nur gut ein Fünftel mit 

Nähe zur Linken und  nicht 

einmal einer von zehn im 

AfD-Lager. Befragte, de-

ren eigene Finanzlage 

schlecht ist, die für ihre 

Zukunft pessimistisch sind 

oder die ganz allgemein 

mit der Demokratie, den 

(politischen) Eliten und 

den Parteien unzufrieden 

sind, konstatieren beson-

ders häufig einen Mangel 

an sozialer Gerechtigkeit.     
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alle

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

Frauen

Männer

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

3

5

22

12

15

27

33

21

27

72

82

77

65

64

75

68

zu viel gerade richtig zu wenig

Für gleiche Bildungschancen wird 

in Deutschland getan …

Erhebliche Defizite konsta-

tieren die Deutschen in 

Sachen Bildungsgerech-

tigkeit: 72% aller Befragten 

sowie mehr oder weniger 

klare Mehrheiten in sämtli-

chen sozialen, demogra-

phischen oder politischen 

Gruppen sagen, dass für 

gleiche Chancen auf Bil-

dung in Deutschland „zu 

wenig“ getan wird. Dass 

die entsprechenden Maßnahmen „gerade richtig“ sind, meinen 22%, und nach 

Ansicht von 3% aller Wahlberechtigten wird bei uns – unabhängig von Eltern-

haus, Herkunft oder finanziellen Mitteln – für gleiche Bildungschancen „zu viel“ 

getan.  

 

Die Ansicht, dass für gleiche Bildungschancen zu viel getan wird, bleibt in prak-

tisch allen Subgruppen eine Ausnahmeposition. Unterschiede gibt es aber in der 

Intensität der Kritik bzw. der Zufriedenheit mit dem aktuellen Status: So finden es 

– trotz grundsätzlich hörbarer Unzufriedenheit auch hier – mit 39% weit überpro-

portional viele unionsnahe Befragte „gerade richtig“, was bei uns für gleiche Bil-

dungschancen getan wird. „Zu wenig“ sagen dagegen überproportional viele Be-

fragte mit politischer Nähe zu SPD (80%), AfD (79%), Linke (90%) oder Grünen 

(84%).  

 

Ökonomischer Status, Institutionenvertrauen oder gesellschaftliche Modernität 

spielen beim Thema Bildungschancen eine weniger tragende Rolle als bei den 

Themen Ausländer oder soziale Gerechtigkeit: Auch wenn unterm Strich etwas 

moderater, kommt in Sachen Bildungschancen nämlich auch viel Kritik von den-

jenigen Bürgerinnen und Bürgern, die ein hohes Institutionenvertrauen haben, 

die sich in einer sozioökonomisch positiven Lage befinden und/oder die gesell-

schaftspolitisch modernere Ansichten vertreten.  
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alle

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

Frauen

Männer

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Für Ganztagsbetreuung von Kindern in Krippen 

und Kindergärten wird in Deutschland getan …

4

6

7

5

23

17

20

27

21

22

30

67

79

71

62

58

71

63

zu viel gerade richtig zu wenig

4 23

30

22

14

21

67

61

69

73

72

zu viel gerade richtig zu wenig

formales Bildungsniveau

alle

Hauptschule

Mittlere Reife

Abitur

Hochschule

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Für Ganztagsbetreuung von Kindern in Krippen 

und Kindergärten wird in Deutschland getan …

3.4 Kinderbetreuung und gleichgeschlechtliche Ehen 

Neben den Defiziten in 

puncto soziale Gerechtig-

keit und gleiche Bildungs-

chancen kritisieren die 

erwachsenen Bundesbür-

ger mit Nachdruck auch 

die Situation bei der Kin-

derbetreuung: Nach An-

sicht von 67% aller Befrag-

ten wird für Ganztagsbe-

treuung von Kindern im 

Vorschulalter in Deutsch-

land „zu wenig“ getan. 23% halten die entsprechenden Maßnahmen für „gerade 

richtig“ und 4% sind der Meinung, dass für Ganztagsbetreuung von Kindern in 

Krippen und Kindergärten bei uns „zu viel“ getan wird.       

 

Ähnlich wie bei den Bil-

dungschancen gibt es 

auch bei diesem – zur 

Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf zentralen – 

Thema in den allermeisten 

Bevölkerungsgruppen 

grundsätzlich hohen Kon-

sens bezüglich der Män-

gel. Nochmals über dem 

Schnitt liegt die Ansicht, 

wonach „zu wenig“ getan 

wird, unter Befragten mit politischer Nähe zur Linken und zu den Grünen, unter 

jüngeren Frauen sowie unter denjenigen Befragten, die Ganztagsbetreuung für 

Kinder auch ganz allgemein als für sich persönlich wichtiges politisches Thema 

ansehen. Die Ansicht, es werde in diesem Bereich „zu viel“ getan, vertreten 

überproportional viele Bewohner kleiner Städte und Gemeinden. Außerdem 

überproportional viele Befragte mittleren Alters mit eher niedrigem Bildungsni-

veau sowie überproportional viele Katholiken, die regelmäßig zur Kirche gehen. 

Unterm Strich bleibt diese Einstellung aber auch in diesen Gruppen eine klare 

Minderheitenposition.      
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alle

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

Frauen

Männer

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Vollständige rechtliche Gleichstellung 

gleichgeschlechtlicher Ehen 

23

10

17

21

17

30

37

5

5

6

5

5

72

90

79

73

79

64

58

eher schlecht w.n. eher gut

alle

katholisch

evangelisch

konfessionslos

selten/nie

gelegentlich

häufig

Konfession

Katholiken, Kirchgang…

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Vollständige rechtliche Gleichstellung 

gleichgeschlechtlicher Ehen 

23

28

25

16

21

31

40

5

5

13

72

67

71

80

75

65

47

eher schlecht w.n. eher gut

In Deutschland gibt es eine 

vollständige rechtliche 

Gleichstellung von 

gleichgeschlechtlichen 

Ehen. Damit ist auch die 

gemeinsame Adoption von 

Kindern möglich. 72% aller 

Befragten finden diese 

Gleichstellung eher gut, 

25% eher nicht. Während 

das Gesamtergebnis bei 

dieser Statusbewertung 

klar positiv ausfällt, ist das Thema gleichgeschlechtliche Ehen in den sozialen 

und demographischen Gruppen häufig stärker polarisierend als die Themen Bil-

dungschancen oder Ganztagsbetreuung.  

 

Neben geschlechts- und 

altersspezifischen Unter-

schieden kommt es insbe-

sondere zwischen den 

politischen Lagern zu star-

ker Polarisierung. Wäh-

rend der sozioökonomi-

sche Status und das Insti-

tutionenvertrauen in die-

sem Kontext eher schwach 

zum Tragen kommen, gibt 

es einen starken Zusam-

menhang mit der Haltung zu anderen gesellschaftspolitisch relevanten Themen: 

Befragte, die ansonsten auch zu viel Unterstützung für Flüchtlinge kritisieren, die 

die Globalisierung für etwas Schlechtes halten und die bemerken, dass das, was 

Deutschland ausmacht, verloren geht, sind meist auch gegen die Gleichstellung 

von gleichgeschlechtlichen Ehen. Überproportional hoch ist der entsprechende 

Anteil zudem mit 39% unter AfD-nahen Befragten sowie mit 40% unter denjeni-

gen Katholiken, die regelmäßig Gottesdienste besuchen. Letztendlich gilt aber 

auch für diese beiden Gruppen, dass Mehrheiten die rechtlich vollständige 

Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen Ehen grundsätzlich positiv sehen.    
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52

35

14

35
44

21

etas Gutes kein Urteil etwas Schlechtes

2019 2007

Bewertung der Globalisierung:

Die Globalisierung halte ich für etwas …

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 06a/2007

Institutionenvertrauen

positiv

teils-teils

negativ

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

7

15

23

10

17

23

30

41

40

32

37

43

63

44

37

58

46

34

etwas Schlechtes kein Urteil etwas Gutes

Bewertung der Globalisierung:

Die Globalisierung ist eher …

3.5 Globalisierung  

Die Globalisierung be-

werten die Deutschen zu-

nehmend positiv, wobei 

auch zahlreiche – und kei-

nesfalls nur ältere – Bür-

gerinnen und Bürger zur 

weltweiten Verflechtung 

etwa in den Bereichen 

Wirtschaft und Gesell-

schaft überhaupt keine 

Stellung beziehen können 

oder wollen. Anfang 2019 

halten 52% der erwachsenen Deutschen die Globalisierung für etwas Gutes und 

14% für etwas Schlechtes, weitere 35% wollen oder können das nicht beurteilen.      

 

Beim Thema Globalisie-

rung ist der Grundtenor in 

den meisten Bevölke-

rungsgruppen positiv. „Et-

was Gutes“ sagen noch 

häufiger als in der Ge-

samtheit Befragte mit hö-

heren Schulabschlüssen 

oder mit viel Interesse für 

Politik. Mit Blick auf politi-

sche Präferenzen gibt es 

die stärksten Abweichun-

gen im AfD-Lager, wo die Globalisierung nur selten positiv gesehen wird. Viel 

Gewicht haben die Indikatoren Institutionenvertrauen und sozioökonomischer 

Status, wo ein hohes Maß an Polarisierung feststellbar ist. Die ist auch deshalb 

bedeutsam, weil die Einstellungen in den klassischen demographischen Berei-

chen beim Thema Globalisierung eher wenig differieren.     
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36 37

14

40 38

9

zu schnell gerade richtig zu langsam

2019 2007

Tempo der Globalisierung

Die Globalisierung geht mir …

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; ipos: Deutschland, Asien und die Globalisierung 09/2007

Parteinähe

alle

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Tempo der Globalisierung

Die Globalisierung geht mir „zu schnell“

36

32

32

56

35

44

40

für eigene Zukunft … 

alle

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

eigene Wirtschaftslage perspektivisch 

36

33

45

31

36

44

besser

unverändert

schlechter

Tempo der Globalisierung

Die Globalisierung geht mir „zu schnell“

optimistisch 

pessimistisch 

Im längerfristigen Rück-

blick eher stabil sind die 

Einstellungen zum Tempo 

der Globalisierung: Ähn-

lich wie zu früheren Mess-

zeitpunkten halten 37% 

aller Deutschen das mo-

mentane Tempo der Glo-

balisierung für „gerade 

richtig“, 36% geht es „eher 

zu schnell“ und 14% „eher 

zu langsam“ (weiß nicht: 

13%). Nur geringe Differenzen gibt es zwischen Ost und West, Männern und 

Frauen oder Berufstätigen und Rentnern. Zudem ist es eher irrelevant, ob die 

Befragten die Globalisierung persönlich als politisch wichtiges Thema erachten.    

 

Dass ihnen die Globalisie-

rung „zu schnell“ geht, 

sagen leicht überdurch-

schnittlich viele Befragte 

mit Nähe zur Linken. Im 

AfD-Lager liegt der ent-

sprechende Anteil deutlich 

über dem Schnitt. Bei den 

ökonomischen Indikatoren 

ist es bei dieser Bewertung 

weniger wichtig, in welcher 

finanziellen Lage sich die 

Deutschen aktuell befinden 

als vielmehr, wie sie ihre 

persönliche und wirtschaft-

liche Zukunft sehen: Unter 

Befragten mit – nach eige-

nem Dafürhalten – allge-

mein pessimistischen Zu-

kunftsaussichten sowie 

unter Befragten, die finan-

ziell eine Verschlechterung 

ihrer  Wirtschaftslage be-

fürchten, kritisieren über-

durchschnittlich viele ein zu schnelles Globalisierungstempo.      
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2,9

1,9

1,1

0,5

-0,3

-0,3

-0,8

2,3

1,4

0,3

0,1

-0,6

-0,3
2019
1999

Institutionenvertrauen
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; ipos: Zur Berliner Republik 09/1999; *kein Vergleichswert

Polizei

Gerichte

Gewerkschaften

Bundesregierung

Parteien

Kirchen

Politiker*

2,9

3,5

3,3

2,3

3,5

2,0

2,8

1,9

2

2,3

-0,1

2,4

2,2

2,7

Polizei
Gerichte

Institutionenvertrauen: Polizei und Gerichte 
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

alle

Parteinähe

4. Institutionelle Polarisierung 

4.1 Institutionenvertrauen  

Mit Blick auf verschiedene 

Gruppen und Einrichtun-

gen des öffentlichen Le-

bens genießen die Polizei 

und die Gerichte in der 

Bevölkerung hohes Ver-

trauen. Weit weniger Ver-

trauen gibt es dagegen in 

die Parteien und Politiker 

ganz allgemein. Allerdings 

ist diese Gesamtpolarisie-

rung kein neues Phäno-

men: Auch zu anderen Messzeitpunkten vor gut zehn oder vor zwanzig Jahren 

wurden „unpolitische“ Einrichtungen tendenziell weniger kritisch gesehen als die 

politischen. Damals wie heute differiert das Vertrauen in die jeweiligen Institutio-

nen dann in den sozialen und demographischen Gruppen teils massiv.      

 

Ausgenommen von dieser 

Polarisierung ist nur die 

Polizei: Mit durchschnitt-

lich 2,9 auf einer Skala 

von +5 bis -5 (sehr hohes 

bis sehr geringes Vertrau-

en) wird der Polizei ohne 

nennenswerte Unterschie-

de bei Alter, Geschlecht, 

Schulabschluss oder 

Wohnortgröße in praktisch 

allen Teilen der Bevölke-

rung hohes Vertrauen entgegengebracht. Leicht unter dem Schnitt liegen hier nur 

AfD- oder Linke-nahe Wahlberechtigte sowie Befragte in einer schlechten eige-

nen Wirtschaftslage, wobei auch diese noch immer ein klar positives Vertrauens-

verhältnis zur Polizei haben. Eine ebenfalls breite Vertrauensbasis besitzen in 

Deutschland die Gerichte: Auf der +5/-5-Skala in der Gesamtheit bei 1,9, ist 

auch bei dieser Institution die Rückmeldung in allen Alters- oder Bildungsgruppen 

klar positiv. Im Detail gibt es jetzt allerdings deutlich auffälligere Abweichungen 

nach unten als bei der Polizei: Speziell AfD-nahe Befragte sowie Bürgerinnen 

und Bürger mit schwachem sozioökonomischen Staus oder mit wenig gesell-

schaftlicher Modernität haben nur schwaches Vertrauen in die Gerichte.  



 

 

FGW Telefonfeld GmbH: Polarisierung 01-02/2019 26 

alle

katholisch

evangelisch

konfessionslos

selten/nie

gelegentlich

häufig

Konfession

Katholiken, Kirchgang…

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

-0,3

0,0

0,9

-1,7

-1,0

0,4

2,0

Institutionenvertrauen: Kirchen
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

0,5

1,7

0,8

-3,4

0,0

-0,3

1,2

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

alle

Parteinähe

Institutionenvertrauen: Bundesregierung
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

gesell. Modernität

stark

teils-teils

schwach

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

modern

teils-teils

nicht modern

Institutionenvertrauen: Bundesregierung
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

0,5

1,9

0,1

-1,4

1,4

-0,3

-1,7

alle

Dass die Gewerkschaften – anders als noch vor rund zwanzig Jahren – mit 1,1 

einen relativ guten Vertrauenswert erzielen, begründet sich unter anderem mit 

ihrer zurzeit eher schwachen Polarisierung im politischen Raum: Vor allem uni-

onsnahe Befragte begegnen den Gewerkschaften mit weit weniger Distanz als 

damals. Was jedoch das 

Vertrauen in die Kirchen 

betrifft, gehen die Ansich-

ten mit unveränderter 

Schärfe weit auseinander. 

Neben den Faktoren Kon-

fession oder Kirchgangs-

häufigkeit spielt das Alter 

hier eine zentrale Rolle: 

Einen positiven Vertrau-

enswert schaffen die Kir-

chen ausschließlich bei 

den ab 70-jährigen Deutschen.    

      

Das Vertrauen in die Bun-

desregierung steht und fällt 

zunächst mit parteipoliti-

schen Präferenzen: Leicht 

bis klar positiv sind die 

Werte im Unions-, SPD- 

und Grünen-Lager. FDP- 

und Linke-nahe Befragte 

gehen auf Abstand. Im 

AfD-Lager ist das Vertrau-

en extrem gering. Bei allen 

unter 60-Jährigen verge-

ben Befragte mit höherem 

Bildungsniveau bessere 

Noten als diejenigen mit 

niedrigeren Schulab-

schlüssen; in der Genera-

tion 60plus gibt es keine 

bildungsspezifische Diffe-

renz. Klare Effekte zeigen 

auch sozioökonomischer 

Status und gesellschaftli-

che Modernität.  
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-0,3

0,5

0,4

-2,4

-0,7

-0,9

0,2

-0,8

0,1

-0,7

-3,6

-0,9

-0,8

0,0

Parteien
Politiker

Institutionenvertrauen: Parteien und Politiker
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

alle

Parteinähe

-0,3

0,1

-0,6

0,1

-0,3

-0,7

0,2

-0,8

-0,3

-1,4

-0,2

-0,9

-1

-0,5

Parteien
Politiker

Institutionenvertrauen: Parteien und Politiker
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

alle

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

Frauen

Männer

gesell. Modernität

modern

teils-teils

nicht modern

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

alle
-0,3

0,8

-0,5

-1,6

0,4

-0,7

-2,2

-0,8

0,5

-1,1

-2,3

0,1

-1,5

-2,6

Parteien
Politiker

Institutionenvertrauen: Parteien und Politiker
(Mittelwerte auf +5/-5-Skala)

Insgesamt leicht bis sicht-

bar negativ, polarisieren 

als Institution bzw. Gruppe 

die Parteien und Politiker 

in den verschiedenen Be-

völkerungsgruppen eben-

falls sehr stark. Neben 

ganz erheblichen Differen-

zen beim Faktor Parteinä-

he zeigen die Faktoren 

Alter, Geschlecht oder 

formales Bildungsniveau 

Wirkung. So haben Uni-

ons-, SPD- und Grünen-

nahe Befragte mehr oder 

weniger mäßiges Vertrau-

en. FDP- und Linke-nahe 

Befragte sind klar kritisch, 

und unter AfD-nahen Be-

fragten ist das Vertrauen 

ausgesprochen gering. 

Besonders wenig Vertrau-

en bringen den Parteien 

und Politikern zudem 

Männer und Frauen in den 

mittleren Altersgruppen 

entgegen. Befragte mit 

negativem sozioökonomi-

schen Status oder mit we-

nig gesellschaftlicher Mo-

dernität urteilen ausge-

sprochen kritisch; ebenso 

Befragte, die ganz allge-

mein mit der Demokratie 

unzufrieden sind sowie 

diejenigen, die meinen, es 

gebe bei uns in der politischen Debatte zu viel Verständnis für Menschen mit 

anderen politischen Meinungen. Ob die Befragten im privaten Umfeld aber selbst 

viel über Politik streiten, spielt beim Vertrauen in Parteien und Politiker kaum eine 

Rolle.  
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4

27

56

11

überhaupt nicht
glaubwürdig

weniger
glaubwürdig

glaubwürdig sehr glaubwürdig

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Nachrichten über Politik: Glaubwürdigkeit 

öffentl.-rechtliches TV und große Tageszeitungen 

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

alle 4

4

5

3

4

27

33

31

23

14

56

53

55

56

62

11

7

8

15

20

nicht glaubwürdig weniger glaubwürdig sehr gl.

Hauptschule

Mittlere Reife

Abitur

Hochschule

formales Bildungsniveau

Nachrichten über Politik: Glaubwürdigkeit 

öffentl.-rechtliches TV und große Tageszeitungen 

Interesse für Politik

(sehr) stark

etwas

wenig/keines

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Institutionenvertrauen

positiv

teils-teils

negativ

alle 4

10

5

10

27

22

33

34

16

30

45

56

59

55

44

66

57

38

11

15

7

6

16

7

5

nicht glaubwürdig weniger glaubwürdig sehr gl.

Nachrichten über Politik: Glaubwürdigkeit 

öffentl.-rechtliches TV und große Tageszeitungen 

4.2 Medienvertrauen 

Wenn es um Nachrichten 

und Informationen über 

Politik geht, gelten das 

öffentlich rechtliche 

Fernsehen und die gro-

ßen Tageszeitungen für 

zusammengenommen 

67% der Deutschen als 

glaubwürdig (56%) oder 

sehr glaubwürdig (11%). 

Insgesamt 32% sehen 

darin weniger glaubwürdi-

ge (27%) oder überhaupt nicht glaubwürdige (4%) Nachrichtenquellen.  

 

Im Detail ist das Vertrauen 

in die Qualität der Bericht-

erstattung dieser klas-

sisch-etablierten Medien 

weniger eine Frage von 

Alter, Geschlecht oder 

Wohnort als vom formalen 

Bildungsniveau. Zudem 

variiert die Glaubwürdigkeit 

ähnlich wie bei anderen 

Institutionen in Abhängig-

keit von politischen Präfe-

renzen, ökonomischen 

Indikatoren, Elitenvertrau-

en und Systemkritik: Be-

sonders wenig Vertrauen 

gibt es unter AfD-nahen 

Befragten oder Bürgerin-

nen und Bürgern in einer 

wirtschaftlich schlechten 

Lage. Ebenso unter denje-

nigen Befragten mit 

schwachem Institutionen-

vertrauen und denjenigen, 

die mit der Besetzung von Führungspositionen oder ganz allgemein mit der De-

mokratie bei uns in Deutschland unzufrieden sind.   
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63

26

59

30

nein ja

2019 Ø seit 1991

Sind bei uns im Großen und Ganzen die 

richtigen Leute in den führenden Positionen?

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer

Demokratiezufriedenheit

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

63

50

81

54

72

80

11

12

8

12

9

10

26

38

11

34

19

10

nein w.n. ja

Sind bei uns im Großen und Ganzen die 

richtigen Leute in den führenden Positionen?

zufrieden

nicht zufrieden

alle

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

63

46

65

90

68

80

59

11

13

12

6

8

10

26

41

24

5

26

13

31

nein w.n. ja

Sind bei uns im Großen und Ganzen die 

richtigen Leute in den führenden Positionen?

alle

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

Parteinähe

4.3 Spitzenpositionen    

Nach dem geringen Ver-

trauen speziell in Politiker 

(Kap. 3.1) haben die Deut-

schen auch erhebliche 

Zweifel an den tragenden 

Eliten ganz allgemein: Le-

diglich 26% der Befragten 

sind der Meinung, dass 

heute bei uns in Deutsch-

land im Großen und Gan-

zen die richtigen Leute in 

den führenden Positio-

nen sitzen, 63% glauben das hingegen nicht. Neu ist diese kritische Distanz aber 

nicht: Auch zu diversen früheren Messzeitpunkten hat das Misstrauen gegenüber 

der personellen Ausstattung in den Führungs- und Leitungsebenen der Republik 

meist klar überwogen.     

 

In der Bevölkerung gibt es 

hinsichtlich dieser generel-

len Elitenkritik einen hohen 

Grundkonsens: Unter 

Männern und Frauen, jün-

geren und älteren Men-

schen, formal höher und 

niedriger Gebildeten sowie 

in Ost und West konstatie-

ren mehr oder weniger 

große Mehrheiten, dass 

die Spitzenpositionen im 

Großen und Ganzen nicht 

richtig besetzt sind. Den-

noch bestehen im Detail 

nochmals erhebliche Ni-

veauunterschiede. Beson-

ders markant treten diese 

einmal mehr bei den Fak-

toren politische Präferen-

zen oder sozioökonomi-

scher Status auf. 
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formales Bildungsniveau

alle

Hauptschule

Mittlere Reife

Abitur

Hochschule
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29

25

31

32

29

31

40

34

24

16

60

65

65

55

45

eher ja voll und ganz

„Die Politiker kümmern sich nicht viel darum, 

was Leute wie ich denken“

29

29

34

37

8

15

16

25

29

31

23

21

31

24

26

17

eher neinüberhaupt nicht eher ja voll und ganz

ja, stimme zunein, stimme nicht zu

37 60

3862

„Die Politiker kümmern

sich nicht viel darum, was

Leute wie ich denken“

„Manchmal ist Politik so 

kompliziert, dass jemand wie ich 

nicht versteht, was vor sich geht“
55

4950

43

Individuelle Beteiligungschancen

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Summenabweichung rundungsbedingt

„Im Großen und Ganzen 

sind die Parteien alle gleich“

„Leute wie Du und ich haben so 

oder so keinen Einfluss darauf, 

was die Regierung tut“

Zustimmung:

4.4 Beteiligungschancen und Repräsentation  

Zur Identifikation subjekti-

ver Beteiligungschancen 

im demokratischen Pro-

zess wurden die Wahlbe-

rechtigten mit verschiede-

nen Aussagen zur Politik 

konfrontiert. Überwiegend 

kritisch sehen die Deut-

schen dabei ein zentrales 

Element der repräsentati-

ven Demokratie, nämlich 

die Vertretung des Volkes: 

60% aller Befragten stimmen der Aussage zu, wonach „Politiker sich nicht viel 

darum kümmern, was Leute wie ich denken“. Mit 55% bemerkt zudem eine 

Mehrheit, dass „Politik so kompliziert ist, dass jemand wie ich nicht versteht, was 

vorgeht“. Sehr ambivalent wird dagegen der individuelle Einfluss auf Regierungs-

handeln diskutiert: 49% stimmen der Aussage zu und 50% nicht zu, wonach 

„Leute wie ich so oder so keinen Einfluss darauf haben, was die Regierung tut“. 

Zu viel Kongruenz im Parteienangebot sehen die Deutschen aber eher nicht: Der 

These, wonach „die Parteien im Großen und Ganzen alle gleich“ sind, widerspre-

chen 62% der Befragten.   

 

Dass Politiker auf die Be-

lange der Bürger nicht viel 

Rücksicht nehmen, meinen 

deutlich mehr Befragte mit 

niedrigen Schulabschlüs-

sen als Befragte mit formal 

hohem Bildungsniveau. 

Zustimmung bei diesem 

Statement kommt außer-

dem von 52% der 

CDU/CSU-, 53% der  

SPD-, 87% der AfD-, 57% 

der FDP-, 69% der Linken- und 48% der Grünen-nahen Befragten. Dass „Politi-

ker sich nicht viel darum kümmern, was Leute wie ich denken“, sagen zu-

dem 58% im Westen und 67% im Osten. In kleinen Städten und Gemeinden mit 

weniger als 5.000 Einwohnern sind dies mit 65% sichtbar mehr als in den Groß-

städten mit über 100.000 Einwohnern, wo 53% dieser Aussage zustimmen.   
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Interesse für Politik

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Richtige Besetzung von Führungspositionen 

eher ja

eher nein

alle

„Die Politiker kümmern sich nicht viel darum, 

was Leute wie ich denken“

29

27

30

31

24

30

31

26

36

37

10

41

60

53

67

69

34

71

eher ja voll und ganz

(sehr) stark

etwas

wenig/keines

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

alle

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

18-34 Jahre

35-59 Jahre

ab 60 Jahre

Frauen

Männer

31

31

37

27

29

30

30

24

27

27

36

14

18

20

55

58

64

63

43

48

50

eher ja voll und ganz

„Manchmal ist Politik so kompliziert, dass jemand 

wie ich gar nicht versteht, was vor sich geht “

Neben den Faktoren 

Ost/West oder Ortsgröße 

variiert die Bewertung 

stark mit den Faktoren De-

mokratiezufriedenheit und 

Politikinteresse: 53% der 

Befragten mit starkem, 

aber 69% derjenigen mit 

nur wenig oder gar keinem 

Interesse an Politik kritisie-

ren zu wenig Beachtung 

für die Anliegen der Bevöl-

kerung seitens politischer Akteure. Während unter Deutschen, die mit der Demo-

kratie zufrieden sind, nur 48% dieser Aussage zustimmen, sind es 74% derjeni-

gen mit einer kritischen Sichtweise zum Funktionieren der Demokratie. Erhebli-

che Folgen hat ganz offensichtlich auch das ökonomische Umfeld: Befragte in 

einer schlechten eigenen Wirtschaftslage oder diejenigen, die schon einmal län-

ger arbeitslos waren, reklamieren weit überdurchschnittlich häufig mangelndes 

Engagement der Politiker für die Interessen der Bürgerinnen und Bürger.   

     

Die Aussage „Manchmal 

ist Politik so kompliziert, 

dass jemand wie ich 

nicht versteht, was vor 

sich geht“ findet bei 48% 

der Männer und bei 62% 

der Frauen Zustimmung. 

Im Westen bejahen dies 

54% und im Osten 60%. 

Befragte mit einem Hoch-

schulabschluss sowie Be-

fragte mit politischer Nähe 

zur Linken widersprechen dieser These vergleichsweise häufig; überdurchschnitt-

lich viel Widerhall erzielt sie dagegen unter Befragten mit einem sozioökono-

misch negativen Status. Je weniger sich Wahlberechtigte für Politik interessieren, 

desto häufiger empfinden sie Politik als zu komplex. Dass dies nicht der Fall sei, 

sagen umgekehrt relativ viele Befragte, die im privaten Umfeld häufig über Politik 

streiten. Ob die Befragten mit der Demokratie zufrieden sind oder nicht, spielt im 

Kontext möglicher Verständnisprobleme aufgrund der Komplexität von Politik 

eine weniger große Rolle.      
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Ost

West

alle

„Leute wie Du und ich haben so oder so keinen 

Einfluss darauf, was die Regierung tut“

23

24

22

26

35

24

49

60

46

eher ja voll und ganz

Institutionenvertrauen

stark

teils-teils

schwach
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sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

alle

„Leute wie Du und ich haben so oder so keinen 

Einfluss darauf, was die Regierung tut“

23

19

28

26

21

26

18

26

15

28

42

17

34

46

49

34

57

68

38

60

64

eher ja voll und ganz

Interesse für Politik

(sehr) stark

etwas

wenig/keines
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Institutionenvertrauen

positiv

teils-teils

negativ

alle 21

16

28

23

17

23

25

17

13

18

25

7

20

31

38

29

47

49

24

43

56

eher ja voll und ganz

„Im Großen und Ganzen 

sind die Parteien alle gleich“

„Leute wie Du und ich 

haben so oder so keinen 

Einfluss darauf, was die 

Regierung tut“, findet als 

Aussage im Osten (60%) 

mehr Zustimmung als im 

Westen (46%). In den poli-

tischen Lagern verläuft die 

schärfste Polarisierung 

zwischen den Grünen- 

bzw. AfD-nahen Befragten, 

wo 70% bzw. nur 32% das 

Statement bejahen. Au-

ßerdem schwächt sich die 

Zustimmung parallel zum 

Ansteigen des formalen 

Bildungsniveaus sehr deut-

lich ab. Ein Zusammen-

hang besteht offensichtlich 

auch zur ökonomischen 

Situation der Deutschen. 

Befragte mit einem negati-

ven sowie mit einem mittle-

ren sozioökonomischen 

Status bejahen sichtbar überproportional häufig die Ansicht, wonach „Leute wie 

Du und ich“ keinen Einfluss auf Regierungshandeln haben. 

 

Für insgesamt viel Kontra 

sorgt die Aussage „Im 

Großen und Ganzen sind 

die Parteien alle gleich“. 

Eine Ausnahme bilden die 

AfD-nahen Befragten: 59% 

aus dieser Gruppe, aber 

nur rund ein Drittel oder 

weniger in allen anderen 

politischen Lagern, bekla-

gen im Parteienspektrum 

das Fehlen eines hetero-

genen Angebotes. Dies tun zudem besonders viele Befragte mit wenig Politikinte-

resse, geringem Institutionenvertrauen oder mit formal niedrigem Bildungsniveau.   
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24
14

58

37

12

49

Eigenständigkeit keine Änderung Zusammenschluss

2019 2016

EU-Mitgliedsstaaten: mehr Eigenständigkeit 

oder enger zusammenschließen?

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 07a/2016

gesell. Modernität

modern

teils-teils

nicht modern

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

sozioökonomischer Status

positiv

teils-teils

negativ

alle 24

11

25

56

17

30

44

14

15

15

12

16

14

6

58

72

57

30

64

54

40

Eigenständigkeit keine Änderung Zusammenschluss

EU-Mitgliedsstaaten: mehr Eigenständigkeit 

oder enger zusammenschließen?

4.5 Europäische Integration und internationale Konfliktlösung 

Mit Blick auf die zukünfti-

ge Entwicklung der EU 

plädieren noch mehr 

Deutsche als vor rund 

zweieinhalb Jahren für 

einen engeren Zusam-

menschluss der Mit-

gliedsstaaten; umgekehrt 

wird der Ruf nach mehr 

nationalstaatlicher Auto-

nomie leiser: So wäre es 

Anfang 2019 einer klaren 

Mehrheit von 58% der Deutschen – 60% im Westen und 49% im Osten – am 

liebsten, wenn sich die Mitglieder der europäischen Staatengemeinschaft per-

spektivisch „enger zusammenschließen“, für 24% sollten sie „mehr Eigenständig-

keit“ bekommen und für 14% sollte sich am derzeitigen Status „nicht viel ändern“. 

 

Während das Gros der 

Unions-, SPD-, FDP- Lin-

ken- und Grünen-nahen 

Befragten eine Intensivie-

rung der multilateralen 

Verflechtung begrüßt, sind 

die Befragten mit AfD-

Nähe klar für mehr Eigen-

ständigkeit. Jenseits der 

politischen Lager sind die 

Meinungsverschiedenhei-

ten weniger deutlich: Trotz 

Niveauunterschieden in der Intensität des Votums gibt es bei Männern wie Frau-

en sowie in sämtlichen Alters-, Bildungs- oder Berufsgruppen klare Mehrheiten, 

die sich zukünftig für einen engeren Zusammenschluss der EU-Staaten ausspre-

chen. Vor allem steht und fällt die Einstellung zu einer mehr oder weniger stärker 

assoziierten EU mit der sozioökonomischen Lage und den gesellschaftspoliti-

schen Einstellungen der Befragten. Schließlich befürworten 67% derjenigen Be-

fragten, welche die Globalisierung positiv sehen, eine stärkere europäische In-

tegration; unter Globalisierungskritikern sind dies dagegen nur 44%.         
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24

37 34
40 43

16

weniger als bisher unverändert mehr als bisher

2019 2008

Lösung von Konflikten in der Welt:

Deutschland soll sich beteiligen …

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; ipos: Wohin steuert die Republik 09/2008

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019

Ost

West

alle

Lösung von Konflikten in der Welt:

Deutschland soll sich beteiligen …

24

36

22

37

34

38

34

25

36

weniger als bisher unverändert mehr als bisher

Insgesamt ambivalent, 

aber mit deutlichen Verän-

derungen verglichen mit 

Einstellungen vor gut zehn 

Jahren, sehen die Bun-

desbürger Deutschlands 

Rolle in internationalen 

Konflikten: Wenn es um 

die Lösung von Konflikten 

in der Welt geht, sollte sich 

unser Land nach Ansicht 

von 34% der Befragten 

stärker als bisher beteiligen, 24% fordern zukünftig weniger Einsatz und 37% 

meinen, dass sich am deutschen Engagement im Umfeld von internationalen 

Krisen nicht viel ändern sollte.   

 

Dass Deutschland im 

Rahmen internationaler 

Konfliktlösung zukünftig 

mehr tun sollte, meinen 

41% aller Männer, aber 

nur 27% der Frauen. Im 

Osten der Republik sind 

dies mit 25% sichtbar we-

niger als im Westen mit 

36%. Mehr Beteiligung bei 

der Lösung internationaler 

Konflikte befürworten 41% 

der Befragten mit starkem Politikinteresse und 27% derjenigen, die sich nur we-

nig oder gar nicht für Politik interessieren. Einmal mehr Wirkung haben ganz of-

fensichtlich auch die indizierten Faktoren sozioökonomischer Status, gesell-

schaftliche Modernität und Institutionenvertrauen: Wie bei den meisten anderen, 

oben beschriebenen Einstellungen zu Politik, Gesellschaft und aktuellen Themen 

ist die Polarisierung nämlich auch beim Thema internationales Engagement be-

sonders auffällig zwischen Befragten in einer positiven und negativen sozioöko-

nomischen Situation, zwischen thematisch modern und weniger modern denken-

den Menschen sowie zwischen denjenigen Bürgerinnen und Bürgern mit hohem 

Institutionenvertrauen und denjenigen, die mit Führungseliten, Parteien, Politi-

kern und der Demokratie ganz allgemein eher unzufrieden sind.       

  



 
 

 

FGW Telefonfeld GmbH: Polarisierung 01-02/2019 35 

FGW Telefonfeld: Polarisierung 01-02/2019; Summenabweichung rundungsbedingt

9

7

4

22

11

15

5

39

31

44

57

32

42

32

53

62

52

21

58

43

63

negativ teils-teils positiv

Sozioökonomischer Status

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

alle

Parteinähe

5. Indizes: sozioökonomischer Status,  
 Modernität und Institutionenvertrauen 

Zur Vereinfachung der Darstellung konnten auf der Basis von Faktorenanalysen 

eine Reihe einzelner Fragen aus dieser Studie jeweils zusammengefasst werden. 

Dabei sind drei Dimensionen entstanden, die in hohem Maße als Indikatoren für 

polarisierende Einstellungen stehen: Erstens der sozioökonomische Status der 

Befragten, zweitens die Einstellungen zu modernen gesellschaftlichen Grundori-

entierungen und drittens das Institutionenvertrauen.  

  

Für den sozioökonomischen Status wurden die Antworten auf die Frage, wie man 

seine eigene Wirtschaftslage beurteilt und wie die zukünftige eigene Wirtschafts-

lage gesehen wird, sowie der individuelle Zukunftsoptimismus und das Gerech-

tigkeitsempfinden in Bezug auf die eigene Person einbezogen. Fehlende gesell-

schaftliche Modernität bedeutet eine konservative bzw. restriktive Orientierung bei 

den inhaltlichen Fragen zu Flüchtlingen, zur Gleichstellung, zur Globalisierung 

und/oder zum Charakter Deutschlands. Schließlich bedeutet ein negatives Institu-

tionenvertrauen eine kritische Einstellung zu Demokratie, Parteien, Politikern 

und/oder Führungseliten.   

 

Bei allen drei gebildeten Dimensionen zeigen sich jeweils deutliche Unterschiede 

in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen. Unter Bürgerinnen und Bürgern mit 

einem Hochschulabschluss lassen sich deutlich mehr Befragte mit positivem sozio-

ökonomischen Status, thematischer Modernität und positivem Institutionenvertrau-

en ausmachen als unter Befragtem mit einem Hauptschulabschluss. In den Alters-

gruppen sind tendenziell die mittleren Generationen weniger häufig positiv bzw. 

modern eingestellt. Im Osten zeigen die Indizes sozioökonomischer Status und 

Modernität nur etwas weniger häufig positive bzw. moderne Orientierungen als im 

Westen; beim Institutionenvertrauen gibt es ein sichtbares West-Ost-Gefälle.  

 

Die Ergebnisse bei diesen 

drei Dimensionen zeigen 

eine sehr große Polarisie-

rung zwischen den AfD-

nahen Befragten einerseits 

und den Anhängern prak-

tisch aller anderen Parteien 

andererseits. Während in 

der Gesamtheit aller Be-

fragten gut die Hälfte einen 

positiven sozioökonomi-

schen Status aufweist, und 
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12

13

9

42

9

6

3

58

56

62

57

59

59

47

29

31

29

1

32

36

50

negativ teils-teils positiv

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

alle

Parteinähe

Gesellschaftliche Modernität
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31

17

17

86

44

40

18

19

15

32

7

13

23

19

50

68

51

7

44

38

63

negativ teils-teils positiv

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

LINKE

GRÜNE

alle

Parteinähe

Institutionenvertrauen

bei Befragten mit Parteinähe zu CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen jeweils mehr 

als die Hälfte ihre ökonomische Situation positiv einschätzen, ist es bei den AfD-

nahen Befragten lediglich ein Fünftel.  

 

Knapp ein Drittel in der 

Gesamtheit aller Befragten 

und ähnliche Prozentsätze 

bei denjenigen mit einer 

Parteinähe zu CDU/CSU, 

SPD, FDP und Linke ver-

treten Positionen, die für 

eine gesellschaftliche Mo-

dernität stehen. Nur sehr 

kleine Minderheiten in die-

sen Parteilagern sprechen 

sich gegen moderne ge-

sellschaftliche Entwicklun-

gen aus. Ganz anders sieht 

es bei denjenigen Befrag-

ten aus, die der AfD nahe-

stehen, wo ganz andere 

gesellschaftliche Vorstel-

lungen dominieren. Noch 

dramatischer fallen die Un-

terschiede in Hinblick auf 

das Institutionenvertrauen 

aus, wo fast neun von zehn 

Befragte, die der AfD na-

hestehen, der Demokratie, den Parteien, den Politikern und den Führungseliten 

großes Misstrauen entgegenbringen. Auch hier findet sich in allen anderen Partei-

anhängergruppen ein gänzlich anderes Bild, selbst bei den etwas kritischer einge-

stellten FDP- und Linke-nahen Befragten.   

 

Letztlich zeigt sich damit, dass die starke Polarisierung zwischen den Befragten, 

die der AfD nahestehen, und der ganz überwiegenden Mehrheit des Rests der 

Bevölkerung nicht nur das Ergebnis der Flüchtlings- und Asylpolitik ist. Vielmehr 

hat die polarisierte Sichtweise auf Politik und Gesellschaft tiefergehender Wurzeln, 

deren Erklärung im Bereich der drei Grunddimensionen sozioökonomischer Status, 

gesellschaftliche Modernität und Institutionenvertrauen begründet ist. 
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6. Methodisch-statistische Anmerkungen 

Für die Studie „Polarisierung von Politik und Gesellschaft“ hat die Forschungs-

gruppe Wahlen Telefonfeld GmbH für das Bundespresseamt vom 21. Januar bis 

4. Februar 2019 in Deutschland insgesamt 2.029 zufällig ausgewählte Erwach-

sene mit deutscher Staatsbürgerschaft telefonisch befragt. Die Interviews wurden 

von 165 Interviewerinnen und Interviewern durchgeführt. Die Ergebnisse der Un-

tersuchung sind repräsentativ für die erwachsene Deutsch sprechende Wohnbe-

völkerung. Alle Ergebnisse sind in Prozent angegeben.   

 

Die Stichprobe für die Studie „Polarisierung von Politik und Gesellschaft“ war 

eine kombinierte Festnetz- und Mobilfunk-Stichprobe: Die Festnetz-Stichprobe 

wurde aus der Gesamtheit der deutschen Wahlberechtigten gezogen, die in Pri-

vathaushalten leben und dort über eine Festnetznummer (Nummer mit Ortsvor-

wahl) telefonisch erreichbar sind. Für die Stichprobe wurde eine regional ge-

schichtete, zweifach gestufte Zufallsauswahl verwendet. Die Zufallsauswahl der 

Haushalte erfolgte proportional zur Zahl der Wahlberechtigten in den regionalen 

Schichten, dann wurde zufällig eine wahlberechtigte Person im Haushalt ausge-

wählt. Die Auswahlgrundlage des FGW-Stichprobensystems umfasst auch nicht 

im Telefonbuch eingetragene Haushalte, die prinzipiell über eine Festnetznum-

mer telefonisch erreichbar sind. Basis sind die im Telefonbuch eingetragenen 

Privatnummern, bei denen die letzten drei Ziffern gelöscht und anschließend mit 

den Zahlen '000' bis '999' aufgefüllt wurden. Dieser Datenbestand wurde durch 

Hinzuziehung der Informationen der Bundesnetzagentur über die (Teil-)Belegung 

von Rufnummernblöcken und des Branchenverzeichnisses kritisch geprüft und 

entsprechend bereinigt. Die Mobilfunk-Stichprobe erfolgte über eine Zufallsaus-

wahl auf Basis der Gesamtheit der möglichen Handynummern. Die so ermittelten 

Handynummern bildeten die Brutto-Personen-Stichprobe der Umfrage.  

 

Für die Kombination der Festnetz- und Mobilfunkstichprobe wurden die beiden 

Stichproben nach dem Dual-Frame-Ansatz zusammengewichtet. Hierfür wurden 

die designbedingten Unterschiede in den Auswahlwahrscheinlichkeiten (Anzahl 

der Festnetz- und Mobilfunknummern, über die man erreichbar ist; Anzahl der 

Personen, die über die Festnetz- bzw. Mobilfunknummer erreichbar sind) korri-

giert. In einem letzten Schritt erfolgte eine Korrektur der Ausfälle durch Anpas-

sung der Strukturen der Stichprobe an die Strukturen der Grundgesamtheit. Die 

Sollverteilungen für Geschlecht, Alter und Bildung sind dem Mikrozensus und der 

repräsentativen Wahlstatistik entnommen. Nach Gewichtung und der anschlie-

ßenden Korrektur für die Überquotierung Ost ergeben sich 1.295 Fälle. 

 

Die gewichtete Umfrage ist unter Berücksichtigung der wahrscheinlichkeitstheo-

retischen Grundlagen von Stichproben repräsentativ für die wahlberechtigte Be-
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völkerung Deutschlands. Da es sich um eine Zufallsstichprobe handelt, kann für 

jedes Stichprobenergebnis ein Vertrauensbereich angegeben werden, innerhalb 

dessen der wirkliche Wert des Merkmals in der Gesamtheit mit einer bestimmten 

Wahrscheinlichkeit liegt. Unter Berücksichtigung des Stichprobendesigns und 

des Gewichtungsmodells ergeben sich bei einem Stichprobenumfang von n = 

1.250 folgende Vertrauensbereiche: Bei einem Anteilswert von 40% liegt der 

wahre Wert mit einer Wahrscheinlichkeit von 95% zwischen 37,0% und 43,0%. 

Beträgt die Merkmalsausprägung 10%, so liegt der wahre Wert zwischen 8,0% 

und 12,0%. 
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Die Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld GmbH existiert seit 1994. Damals 

wurde das Telefonstudio der Forschungsgruppe Wahlen e.V. in eine eigenstän-

dige Firma ausgegründet. Seither ist die FGW Telefonfeld GmbH als Feldinstitut 

für alle Umfragen der Forschungsgruppe Wahlen und  i p o s  zuständig. Dane-

ben entwickelte sich die FGW Telefonfeld GmbH im Laufe der Jahre zu einem 

Full-Service-Institut für quantitative Umfragen sowohl im Bereich der  

Sozialforschung als auch der Marktforschung und ist dort für eine Vielzahl von 

Auftraggebern tätig. 

Mehr als 300 sorgfältig geschulte Interviewerinnen und Interviewer arbeiten für 

die FGW Telefonfeld GmbH. Das moderne Telefonstudio in Mannheim verfügt 

über 140 computergestützte Telefonarbeitsplätze (CATI). Bei den telefonischen 

Umfragen kommen selbst erstellte, regional geschichtete Stichproben zum Ein-

satz, die die gleichen Qualitätskriterien erfüllen müssen wie die für Hochrechnun-

gen benutzten Stichproben. Sowohl die Auswahl der Haushalte als auch die 

Auswahl der zu befragenden Personen erfolgt dabei immer streng nach dem Zu-

fallsprinzip, da nur so repräsentative Ergebnisse erzielt werden können. 
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